
AKZENTE 

Wir sind zurecht stolz auf unsere De-
mokratie. Es gibt kein anderes Land, 
in dem so viele Volksabstimmungen 
stattfinden wie in der Schweiz: seit 
1900 sind es über 620. Am nächsten 
kommt uns Neuseeland mit gut 120 
Volksbefragungen.
Doch bei genauerem Hinsehen zeigt 
sich: je mehr ins Detail eine Rege-
lung geht, desto stärker verschiebt 
sich die Verantwortlichkeit: das Par-
lament erlässt Gesetze, beschliesst 
Budgets oder spricht Kredite. Die 
Exekutive und die Verwaltung erlas-
sen die detaillierten Ausführungsbe-
stimmungen. Eine sinnvolle Teilung 
der Verantwortung. Man stelle sich 
vor, wenn das Volk zu jeder Ausfüh-
rungsbestimmung oder jedem Be-
schluss der Exekutive an die Urne 
gerufen würde. Leitgedanken hinter 
dieser Aufteilung der Verantwortung 
sind zwei Aspekte: Einerseits muss 
die Umsetzung so geregelt sein, dass 
die Gleichbehandlung der Betroffe-
nen gewährleistet ist. Andererseits 
setzt die Umsetzung detaillierteres 
Wissen voraus und mit finanziellen 
Mitteln soll haushälterisch umge-
gangen werden.
Hier beginnt die Gratwanderung: 
wieviel Kompetenz gibt das Volk dem 
Parlament? Wieviel Kompetenz gibt 

das Parlament der Exekutive? Und 
wieviel Kompetenz gibt die Exekutive 
der Verwaltung? Allgemein gefragt: 
wer vertraut wem wieviel?
Vertrauen ist die Währung der De-
mokratie. Wenn dieses fehlt, werden 
die Regelungen dichter, die Kompe-
tenzen beschnitten und das Miss-
trauen schleicht bei allen Vorhaben 
zur Tür hinein. Die Klagen über die 
zunehmende Regelungsdichte in un-
serem Land haben hier ihre Wurzel. 
Die Befürchtung, dass sich jemand 
einen Vorteil verschafft, seine Klien-
tel berücksichtigt oder seine Wert-
vorstellungen durchdrücken will ist 
latent vorhanden. 
Sicher, ich bin nicht blauäugig. De-
mokratie braucht Regeln, Kontrolle 
und zwischendurch auch ein Volks-
Nein. Aber permanentes Misstrauen 
schafft keine Basis für eine zukunfts-
gerichtete Entwicklung von Gemein-
den, Kanton und Bund. Investieren 
wir wieder in die Währung Vertrau-
en, suchen wir neugierig und offen 
das Gespräch mit Verantwortlichen 
und werden oder bleiben wir Teil 
einer gelebten Demokratie.

Mathias Steinhauer, Präsident EVP AR

Die Währung der Demokratie

Geben ist seliger als ...
So ist es uns seit neutestamentli-
cher Zeit überliefert. Was verste-
hen wir Zeitgenossen des 21-igs-
ten Jahrhunderts darunter? In der 
Debatte zum neuen kantonalen Fi-
nanzausgleich wurden Mani Mat-
ter... «dene wos guet geit» - sowie 
Volksweisheiten wie «die Reichen 
werden reicher, die Armen zahl-
reicher» zitiert. Aber - was ist ein 
gerechter Ausgleich. Wie lassen 
sich Steuerfuss-Unterschiede von 
über 100% annähern? Im neuen 
Modell werden die steuergünsti-
gen Gemeinden - vor allem Teufen 
– höhere Anteile zum Ausgleich 
leisten müssen. Ähnlich einem 
Basar wurde um Prozentanteile 
gefeilscht. «Ja schon etwas mehr, 
aber nicht so viel mehr» tönte es 
aus Kreisen der Gutbetuchten. 
Solidarität könnte ein Leitwort im 
neuen Gesetz werden. Das hat mit 
der Seligkeit nichts zu tun, aber 
vielleicht mit Gerechtigkeit.

Hansueli 
Diem
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Marcel Panzer neu im Einwohnerrat Herisau

Vom Arbeitsplatz nach Hause

Marcel
Panzer

Einwohnerrat

Balz
Ruprecht

Kantonsrat

war mir nach diesem langen Abend 
etwas besonders klar: Für die diffe-
renziert argumentierende EVP setze 
ich mich gerne auf die Liste.
Anfang Mai dieses Jahres war es 
dann so weit. Ich erhielt die Unter-
lagen für die Einwohnerratssitzung. 
Interessiert las ich die Unterlagen 
und dank verschiedener Gesprä-
che konnten auch letzte Fragen ge-
klärt werden. Meinen Sitzplatz mit 
einem Schöggeli fand ich schnell. Die 
gegenseitigen Begrüssungen unter 
den Einwohnerräten und Einwoh-
nerrätinnen war herzlich.

Die erste Sitzung erlebte ich nun teil-
weise humorvoll, doch mehrheitlich 
konstruktiv - auch wenn mir gewisse 
Äusserungen schleierhaft vorkamen. 
Dies gehört wohl zur politischen Rea-
lität. Die Wahrscheinlichkeit ist hoch, 
dass zukünftig auch meine Äus-
serungen irritierend sein können. 
Umso mehr gebe ich mein Bestes, 
mich konstruktiv zu äussern, den Di-
alog und das Verständnis für andere 
Ansichten zu fördern, gemeinsame 
Nenner zu finden und dennoch klar 
meine Positionen zu vertreten.

Alpsteinstrasse oder in St. Gallen. 
Wollen wir also in Zukunft ein Wohn-
kanton sein, müssen wir über Er-
gänzungen und Umbauten unseres 
Strassennetzes wie die Umfahrung 
Herisau aber auch die 3. Röhre und 
Engpassbeseitigung St. Gallen nach-
denken. Dabei wollen wir uns fakten-
basiert, ergebnisoffen und zukunfts-
orientiert auf diesen Weg begeben.

In regelmässigem Abstand stimmen 
wir über die Finanzierung von Infra-
strukturprojekten ab, die unserer 
Mobilität dienen.
Dabei stellt sich jeweils die Frage, wie 
bauen wir unsere Schweiz zukunfts-
gerichtet, nachhaltig, brauchbar, 
vertretbar, wirtschaftlich, umwelt-
verträglich, nützlich, und sinnvoll für 
uns, unser Arbeiten, Wohnen, Le-
ben, Erholen und auch das unserer 
Nachfahren. 
Noch vor einigen Jahren wurde wo 
immer es zu Engpässen kam die 
Infrastruktur erweitert und ausge-
baut. Dies bei der Bahn, aber auch 
bei den Strassen. Heute wird ver-
sucht die Mobilität ganzheitlicher 
zu planen. Ein wichtiges Element 
ist dabei die Abstimmung zwischen 
Strasse, Bahn, Velo, Fussverkehr und 
der Raumplanung. Es gilt zu klären, 
wie wir von unseren Wohnungen zu 
unseren Arbeitsplätzen, zu unseren 
Einkaufsmöglichkeiten, zu unseren 

Freunden, zu unseren Freizeitange-
boten und in unsere Erholungszo-
nen kommen. Ist die Erreichbarkeit 
dieser Orte nicht mehr oder nur un-
genügend sichergestellt, nimmt un-
ser Wohlbefinden und unser Wohl-
stand ab.
Nun soll unser Kanton gemäss dem 
aktuellen Regierungsprogramm der 
bevorzugte Wohnkanton sein. Da-
mit ergibt sich eine Mobilität aus 
dem Kanton hin zur Arbeit in die an-
grenzenden Kantone. Aufgrund der 
Streusiedlungen und der Distanzen 
zu den Arbeitsgebieten wird der mo-
torisierte Individualverkehr wichtig 
bleiben. Die Mobilität im Kanton und 
insbesondere die Pendlerströme in 
Richtung Zentren und Arbeitsgebie-
ten lassen sich nicht unterbinden. 
Mit der Absicht ein Wohnkanton zu 
sein geht auch die dazugehörende 
Mobilität einher. Diese Pendlerströ-
me beeinträchtigen aber auch die 
Anwohner an Pendlerachsen wie der 

Gott sei Dank wurde mein erster Ein-
druck über den Einwohnerrat nicht 
bestätigt. Bevor ich mich auf die Lis-
te unserer EVP setzen liess, wollte 
ich erst erleben, wie eine Einwohner-
ratssitzung verläuft. Ahnungslos und 
ohne Vorinformationen besuchte ich 
vor eineinhalb Jahren die Einwohner-
ratssitzung als Gast. Die Anwesen-
den tauschten Argumente aus: teils 
umgangssprachlich und emotional, 
teils sachlich und wohldurchdacht. 
Obwohl mir beim Argumentations-
austausch viele Informationen für 
ein gutes Nachvollziehen fehlten, so 

Eine persönliche und politische 
Haltung entwickeln und mitdis-
kutieren: siehe Seite 4 „Veranstal-
tungshinweis“



Reform der beruflichen Vorsorge 
(BVG)
Die 2. Säule ist von zwei Seiten unter 
Druck: einerseits steigt die Lebens-
erwartung, andererseits stagnieren 
die Renditen der angelegten Prä-
miengelder. Die angestrebte Revi-
sion soll die finanzielle Sicherung 
der zweiten Säule gewährleisten, 
die Umverteilung von jung zu alt 
beenden sowie die Verhältnisse für 
Teilzeitarbeitende mit mehreren Ein-
kommen (meist Frauen) verbessern. 
Die Mittel dazu sind: Senkung des 
Umwandlungssatzes auf 6,0%, Sen-
kung Koordinationsabzugs und tiefe-
re Eintrittsschwelle in die Pensions-
kasse (PK). Gleichzeitig werden die 
Lohnbeiträge für 55- bis 65-Jährige 
von 18 auf 14% gesenkt, was deren 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt ver-
bessert. Zur Abfederung der Über-
gangsjahrgänge erhalten Personen 
über 50 einen Zuschlag. Dieser ist 
je nach Alter und angespartem Gut-
haben abgestuft, damit nur Perso-
nen mit kleinerer Rente profitieren. 
Zu beachten ist, dass nur max. 30% 
von der Senkung des Umwandlungs-
satzes betroffen sind, nämlich jene 
welche gemäss BVG-Minimum ver-
sichert sind. Im überobligatorischen 
Teil kann die PK den Satz selbstän-
dig bestimmen; dieser ist denn auch 
weitgehend nach unten korrigiert 
worden.

Parole EVP-CH: 
90 Ja- zu 21 Nein-Stimmen, 
4 Enthaltungen

Eine Volksinitiative will das Heri-
sauer Budget dem fakultativen 
Referendum unterstellen und 
wärmt damit eine Idee aus dem 
Jahr 2009 auf. Damals musste 
das Budget jährlich vom Volk ge-
nehmigt werden. 

Nach einer ausführlichen Aus-
legeordnung und Diskussionen 
übertrug das Volk 2012 die Bud-
getkompetenz abschliessend 
dem Einwohnerrat. Herisau 
sprach sich damit für eine Lö-
sung aus, welche die meisten 
grösseren Gemeinden mit einem 
Parlament haben. Die Vorteile 
liegen auf der Hand: Das Parla-
ment bearbeitet das Budget und 
kann Korrekturen vornehmen, 
während das Volk nur JA oder 
NEIN sagen kann.

Die letzten 12 Jahre zeigen dabei 
folgendes Bild: Der Steuerfuss 
der Gemeinde Herisau hat sich 
nicht verändert und die Jahres-
rechnung der Gemeinde hat in 
diesem Zeitraum um ca. 36 Mio. 
besser abgeschlossen. Es gibt 
daher genügend Gründe auf 
die Kompetenz der Verantwort-
lichen zu vertrauen.

Es ist offensichtlich: Die Initian-
ten wollen nicht das Volk stär-
ken, sondern Blockade- und 
Verhinderungspolitik betreiben. 
Mit einem Budgetreferendum im 
Rücken bauen sie eine Drohkulis-
se auf und schaffen Misstrauen 
und diskreditieren die kompe-
tente Arbeit von Verwaltung, Ge-
meinde- und Einwohnerrat. Das 
hat Herisau nicht verdient!

Biodiversitäts-Initiative
Im Zentrum steht der Schutz unse-
rer Lebensgrundlagen. Dazu dient 
die biologische Vielfalt an Tieren 
und Pflanzen. Diese hat in den letz-
ten Jahrzehnten dramatisch gelitten. 
Ein Drittel aller Tier- und Pflanzen-
arten sowie Kleinstlebewesen sind 
infolge ungeeigneter Lebensräume 
verschwunden oder direkt bedroht. 
Diese gilt es zu erhalten bzw. wieder 
aufzubauen, denn rund die Hälfte 
der benötigten Gebiete sind in Ge-
fahr. Die Rechnung ist einfach: Ohne 
Insekten keine Bestäubung, ohne 
Bestäubung keine Nahrungsmittel 
wie Obst und Gemüse.

Bundesrat und Nationalrat hatten 
sich auf einen moderateren Gegen-
vorschlag verständigt. Dieser wollte 
das Anliegen der Initianten gesetz-
lich aufgreifen, um schweizweit aus-
reichend Lebensräume zu sichern. 
Leider lehnte der Ständerat diesen 
Vorschlag wiederholt ab. Deshalb 
steht nun die ursprüngliche Initiative 
zur Abstimmung. Diese fordert mehr 
Flächen, Instrumente und Gelder 
der öffentlichen Hand für die Biodi-
versität. Wie eingangs beschrieben, 
steht der Handlungsbedarf ausser 
Frage.

Parole EVP-CH: 
59 Ja- zu 17 Nein-Stimmen, 
8 Enthaltungen
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Abstimmungsvorlagen national

Budget vors 
Volk? – NEIN zur 
Blockadepolitik!

Kommentar
In beiden Vorlagen geht es um unsere Zukunft. Der Erhalt der Lebensgrund-
lagen wie auch die Sicherung der Renten betrifft uns alle. Bemerkenswert ist 
der parlamentarische Prozess: Während die BVG-Reform durch eine allseitige 
Kompromissbereitschaft für viele zur akzeptablen Lösung geworden ist, stellte 
sich der Ständerat bei der Biodiversitätsinitiative wiederholt gegen einen Kom-
promiss. Das bürgerlich-bäuerliche Powerplay führt nun dazu, dass sich die 
EVP für die Initiative ausgesprochen hat. Das «Stöckli» hat die Kompromiss-
bereitschaft vermissen lassen. Schade!



Herausgeber:		  EVP Kanton Appenzell Ausserrhoden, www.evp-ar.ch
Redaktionsadresse:	 Mathias Steinhauer, Hintere Oberdorfstrasse 15, 9100 Herisau, 
			   071 352 33 72, info@evp-ar.ch
Mitarbeit Akzente Nr. 63:	 Hansueli Diem, Matthias Lübberstedt, Marcel Panzer,  
			   Balz Ruprecht, Mathias Steinhauer
Layout:			   Daniel Lieberherr
Auflage und Druck:	 800 Exemplare, 2 - 4 x jährlich, onlineprint24.ch
Bilder:			   istock.com, pexels.com, pixabay.com, eigene Bilder
Adressänderungen:	 Tabea Ruprecht, Untere Steinegg 9, 9100 Herisau, info@evp-ar.ch

Bundesrat lehnt Fairness-Initiativen 
ab - EVP engagiert sich weiter dafür
Heiratsstrafe
Obwohl der Bundesrat das Ziel der 
Beseitigung der steuerlichen Be-
nachteiligung von Ehepaaren teilt, 
lehnt er die Initiative ohne Gegen-
vorschlag ab. Stattdessen verweist 
er auf die Einführung der Individual-
besteuerung, welche derzeit als indi-
rekter Gegenvorschlag zur Steuerge-
rechtigkeits-Initiative im Parlament 
hängig ist. Diese stellt jedoch für die 
EVP keine wirkliche Alternative dar. 
Denn Paare mit grossen Unterschie-
den beim Einkommen würden dabei 
für die Wahl ihres Familienmodells 
klar bestraft. Ausserdem geht der 
Bund von 1,7 Millionen zusätzlichen 
Steuererklärungen aus - ein unver-
hältnismässiger Mehraufwand für 
die Steuerämter.

Ehepaar-Renten 
Ehepaare sollen weiterhin nur 1,5 
Renten erhalten. Als Grund für seine 
ablehnende Haltung nennt der Bun-
desrat die zusätzlichen Kosten von 
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18.09.2024  I  17:00
Einwohnerrat Herisau
Gemeindehaus 

22.09.2024
Abstimmungssonntag

23.09.2024  I  08:15
Kantonsrat
Regierungsgebäude Herisau

28.10.2024  I  08:15
Kantonsrat
Regierungsgebäude Herisau

24.11.2024
Abstimmungssonntag

04.12.2024  I  17:00
Einwohnerrat Herisau
Gemeindehaus

09.12.2024  I  08:15
Kantonsrat
Regierungsgebäude Herisau

Veranstaltungshinweis

Wieviel Strasse hättest du gern?

Vor dem Hintergrund der Ab-
stimmung zum Ausbauschritt 
Nationalstrassen 2023 wird das 
Thema von verschiedenen Sei-
ten beleuchtet und die Zusam-
menhänge aufgezeigt. Ziel ist, 
daraus eine persönliche und 
politische Haltung zu entwickeln.
Wir freuen uns auf die Teilnah-
me und das engagierte Mitdis-
kutieren!

Mittwoch, 23. Oktober, 19:30 
in der Chupfertrocke (Nebenge-
bäude bei der Kirche Herisau)  

Flyer beiliegend

Bankverbindung 
CH74 8080 8007 7725 8461 9
Evangelische Volkspartei AR
9100 Herisau

Agenda

Spenden

ca. 3,7 Milliarden Franken sowie die 
Zusatzfinanzierung für die 13. AHV-
Rente. Diese Argumente ignorieren 
aus Sicht der EVP jedoch klar das ei-
gentliche Anliegen der Initiative, die 
Diskriminierung von Ehepaaren und 
damit eine stossende, verfassungs-
widrige Ungerechtigkeit endlich zu 
beseitigen.

Es darf nicht sein, dass Menschen 
nicht mehr heiraten, um steuerlich 
nicht benachteiligt zu werden. Und 
ebenso ist es nicht sinnvoll, wenn 
sich Ehepaare vor der Pensionierung 
scheiden lassen müssen, um im Ru-
hestand finanziell nicht schlechter 
gestellt zu werden.

Nik Gugger, Nationalrat EVP
«Die Heiratsstrafe bei Steuern und 
AHV ist ungerecht und gehört abge-
schafft. Neue Ungerechtigkeiten durch 
die Individualbesteuerung sind für die 
EVP keine Option. Deshalb engagieren 
wir uns weiter für die Initiativen.»

Personelle Wechsel bei EVP Schweiz
Nach zehn Jahren ist Dirk Meisel als 
Kommunikationsverantwortlicher 
zurückgetreten. Es hat die Kommu-
nikationsstelle geprägt und die Kan-
tonalparteien nachhaltig unterstützt. 
Als Nachfolger konnte Dominic Täu-
bert gewonnen werden. Er verfügt 
über fundierte Kommunikations-
erfahrung, insbesondere im politi-
schen Kontext, einschliesslich Social 
Media. Aktuell arbeitet er als Redak-
tor und Social-Media-Beauftragter 
bei der Regierungskommunikation 
des Kantons Zürich. 

Roman Rutz war während sechs 
Jahren Generalsekretär der EVP 
Schweiz. Während seiner Amtszeit 
hat die EVP an Profil gewonnen. Sei-
ne Nachfolge hat Alex Würzer an-
getreten. Er verfügt über eine breite 
Erfahrung im politischen, adminis-
trativen und strategischen Bereich 
und ist für die neue Aufgabe bestens 
gerüstet.

 


